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Die SKOS-Richtlinien 

• Wie sind sie entstanden? 

• Welche Bedeutung haben sie heute? 

• Gibt es Alternativen?  

• Wie werden die Richtlinien weiterentwickelt? 

• Was sind die Herausforderungen für die Zukunft? 
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Die Gründung der SKOS 

• Entstanden 1905 als Armenpflegerkonferenz. 

• Zuständigkeitsfragen zwischen Kantonen und 

Gemeinden als Auslöser.  

• Zeit grosser sozialer Konflikte ohne 

Sozialversicherungen (Krankheit, Unfall, Militärdienst, 

AHV). 

• Vernetzung und Fachaustausch wichtig.  
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5 A. Wild (1943), in: Sassnick et al. (2005) : von der Armenpflege zur Sozialhilfe 



  

Die ersten Richtlinien von 1963 

• Bekenntnis zur Harmonisierung.   

• Soziales Existenzminimum als Ziel. 

• Aufteilung in Unterhaltsbetrag, Miete und zusätzliche 

Hilfen (= Gesundheitskosten, Bekleidung, Transport, 

Bildung und Erholung, Taschengeld) 

• Subsidiarität wird definiert. 
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Unterhaltsbetrag CHF 180 - 210. 

Orientierung an der Lohnhöhe des/ der Ungelernten.  



  

Richtlinien 1998 

• Doppelter Auftrag der Sozialhilfe: Existenzsicherung 

und Integration. 

• Pauschalierung des Grundbedarfs. 

• Äquivalenzskala. 
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Grundbedarf I CHF 1’010, Grundbedarf II 1’110. 

Orientierung an 20% einkommensschwächsten Haushalten.  



  

Revision 2005 

Verknüpfung Existenzminimum und berufliche 

Integration: «Fördern und Fordern»  

• Einführung EFB, IZU und MIZ 

• Kürzung GBL um 7% 

• Sanktionen bis 15% 
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Grundbedarf CHF 960 plus neue Zulagen.  

Orientierung an 10% einkommensschwächsten Haushalten.  



  

Revision 2015/16 

• Reduzierter GBL für Jugendliche bis 25 und 

Grossfamilien 

• Sanktionen mit 5-30% Kürzungen 

• Abschaffung MIZ, klarere Definition IZU 

• Revision SIL 

• Definition Grenzlinie Sozialhilfe / Nothilfe 

• Schnellere Arbeitsintegration von Müttern 
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Grundbedarf Fr. 986 plus Zulagen.  

Orientierung an 10% einkommensschwächsten Haushalten mit 

rund Fr. 90 Differenz.  



  

Wer ist die SKOS ? 

Ein Verein mit rund 900 Mitgliedern: 

• Alle Kantone und FL  

• Die grosse Mehrheit der Gemeinden (oft über 

 regionale Sozialdienste angeschlossen) 

• Private Fachorganisationen,  Hilfswerke und 

 Bundesämter  
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Fachlich:  

Kommission mit 

Fachleuten aus der 

Praxis 

Wissenschaftlich:  

Studie des Bundesamtes für Statistik 

Weitere Gutachten  

Politisch:  

Genehmigung durch Sozial-

direktor/innen SODK 

Übernahme in kantonales 

Recht durch kant. Parla-

mente bzw. Abstimmungen. 

Erarbeitung und Abstützung  

Rechtlich:  

Gerichtsentscheide auf Ebene Bund 

und Kantone. 

Rechtsgutachten 

Verbandspolitisch:  

Vernehmlassung bei 

Mitgliedern 
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Ziele und Grundprinzipien der Sozialhilfe 

Ziele 

• Existenzsicherung 

• Wirtschaftliche 

und persönliche 

Selbstständigkeit  

• Berufliche und 

soziale Integration 

 

Grundprinzipien 

• Wahrung der Menschenwürde 

• Subsidiarität 

• Individualisierung 

• Bedarfsdeckung 

• Professionalität 

• Leistung und Gegenleistung 

• Angemessenheit der Hilfe 

• Wirtschaftlichkeit 
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Rechte und Pflichten in der Sozialhilfe 

Rechte 

• Rechts- und Handlungsfähigkeit 

• Rechtliches Gehör, Akteneinsicht 

• Rechtsgültig verfügte Entscheide 

• Recht auf Beratung und 

Unterstützung 

• Mitbestimmungsrecht 

• Dispositionsfreiheit 

 

Pflichten 

• Auskunft- und 

Meldepflicht 

• Minderung der 

Bedürftigkeit 

• Rückerstattungs- 

pflicht 

 



  

  

Anwendung SKOS-RL in den Kantonen 

Quelle: Monitoring Sozialhilfe SKOS 2016 

verbindlich 

(ganz od. 

mehrheitlich) 

punktuell 

verbindlich 

zur 

Orientierung 
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SKOS-Grundbedarf für eine Einzelperson, Stand 1.1.2018 

GBL =  CHF 1’110** 

Quelle: SKOS, Monitoring Sozialhilfe 2016, laufend aktualisiert 
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GBL =  CHF 977* 

GBL =  CHF 986 

*  Die Kantone BE, NE und SG haben den Teuerungszuschlag von CHF 9 im Jahr 2015 nicht nachvollzogen.  

** Der Kanton VD zahlt einen erhöhten GBL, verzichtet dafür aber auf Integrationszulagen.   

 



  

Gibt es Alternativen ? 

• Rahmengesetz auf Ebene Bund ( Bsp. Raumplanung  

Art. 75 BV) 

• Zielvereinbarung zwischen Bund und Kantonen ( Art. 

46 Abs. 2 BV) – Beispiel Integrationsprogramme 

• Konkordat der Kantone (Bsp. Interkant. Vereinbarung 

über Soziale Einrichtungen – IVSE) 
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Entscheid Bundesrat Feb. 2015: Verzicht auf Alternativen. BR begrüsst 

«die laufenden Bestrebungen zur Stärkung der SKOS-Richtlinien. Diese 

bilden den notwendigen, verbindlichen Rahmen, welcher in der 

Sozialhilfe zur Anwendung kommen muss.»  



  

Wie werden die Richtlinien weiterentwickelt? 

• Technische Revision 2020 – Verschlankung und neuer 

Aufbau, in Anlehnung an Sozialversicherungs-

gesetzgebung, Stärkung der persönlichen Hilfe. 

• Studien und Rechtsgutachten zum sozialen 

Existenzminimum. 

• Fachliche Argumentation gegen Senkungen des GBL 

unter das soziale Existenzminimum.  
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Sozialhilfebeziehende in der Schweiz 
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273’273 Personen (davon 29 % unter 18 Jahren) 
Sozialhilfestatistik 2016 
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Herausforderung Kostenentwicklung  

Aus : SKOS (2017): Kostenentwicklung in der Sozialhilfe. Kommentar zum Bericht 

des Bundesrates (6.9.17) 

Total CHF 2,6 Mia, entspricht  1,7% der Gesamtausgaben für soziale Sicherheit 



  

  

Vertikaler Ausgleich: Kanton-Gemeinden 

 
 
 

 
 

Quelle: Monitoring Sozialhilfe SKOS 2016 
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Herausforderung Arbeitsmarkt 4.0 

• Sinkender Anteil Erwerbstätige ohne Qualifikation 

• Integration von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt 

• Arbeitslose über 50 

 

• Nachholbildung / Schulung Grundkompetenzen 
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Herausforderung Migration 

• Überdurchschnittliche Sozialhilfe-Quote bei MigrantInnen 

von ausserhalb der EU. 

• Flüchtlinge bilden grosse Gruppe.  

• Gesellschaftliche Konflikte werden in der Sozialhilfe 

abgebildet und ausgetragen. 

 

• Neue Ansätze für Integration.  

• Zusammenarbeit mit anderen Institutionen ausbauen. 

• Neues Anforderungsprofil für Sozialhilfe. 
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Herausforderung wachsende 

Lebenshaltungskosten – stagnierende Löhne 

Aus: Rapport social 

vaudois 2017  
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Was braucht es  für die soziale Sicherheit? 

• Grundkompetenzen, berufliche Ausbildung sowie Nachholbildung sind zu 

fördern, damit die Integration in den sich wandelnden Arbeitsmarkt gelingt. 

• Ein Schwerpunkt ist bei der frühen Förderung zu setzen, um Kindern und 

Jugendlichen, die heute die grösste Gruppe unter den Sozialhilfebeziehenden 

ausmachen, eine faire Chance in der Gesellschaft zu geben.   

• Die soziale Wohnbaupolitik ist weiterzuentwickeln, sodass erschwinglicher 

Wohnraum für Menschen mit tiefem Einkommen zur Verfügung steht.   

• Das System der sozialen Sicherheit muss ganzheitlich betrachtet werden. Es 

dürfen keine Massnahmen beschlossen werden, die zu Kostenverschiebungen in 

die Sozialhilfe führen ohne dass Ausgleichsmechanismen eingebaut werden. Ein 

besonderer Fokus soll dabei bei der IV, der ALV und den EL liegen.  

• Dort, wo strukturelle Armutsrisiken identifiziert werden wie z.B. Familienarmut oder 

Arbeitslosigkeit bei älteren Personen, sind vorgelagerte Bedarfsleistungen wie 

Arbeitslosen- oder Familienbeihilfen zu prüfen.  

• Die berufliche und soziale Integration von Flüchtlingen und Schutzbedürftigen 

soll stärker gefördert werden und die dafür anfallenden Kosten sind gerecht zwischen 

Bund, Kantonen und Gemeinden zu verteilen.  
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 


